
 

    
 

Anfrage zur Herstellung eines Erdgashausanschlusses 
an die Energie und Versorgung Butzbach GmbH, 
Himmrichsweg 2, 35510 Butzbach 

 
Datum: ________________ 

 
 
 

Auftraggeber: 
 

Anrede/Titel/Firma Vor- und Nachname 

 
  

Straße und Hausnummer Postleitzahl Ort 

 
 

Telefon E-Mail 

 

 
 

  Einfamilienhaus         Mehrfamilienhaus mit .......... WE         Gewerbebetrieb 
(Zutreffendes bitte ankreuzen) 
 
 
Grundstückseigentümer (falls abweichend): 

 
 

Anrede/Titel/Firma Vor- und Nachname EVB Kundennr./PIN (falls vorhanden) 

 
  

Straße und Hausnummer Postleitzahl Ort 

  
    

Telefon E-Mail Geburtsdatum (freiwillige Angabe) 

 
  Ort, Datum: _____________________     ___________________________ 
         (Unterschrift des Grundstückseigentümers) 

 
Grundlage für diesen Auftrag bilden die Verordnung über „Niederdruckanschlussverordnung (NDAV)“) vom 01.11.2006 und e 
die „Ergänzende Bedingungen der EVB“ in der jeweils gültigen Fassung, sowie die Vereinbarung, dass die Kundenanlage  t 
direkt nach dem Absperrventil hinter der Grundstücksgrenze beginnt. 
 
Bitte unbedingt folgende Unterlagen dem Antrag beilegen: 
 

1. Amtlicher Lageplan (Katasteramt) mit Angaben der Grundstücksgröße 

2. Lageplan M 1 : 1.000 mit Darstellung des Grundstückes in allen Grenzen und mit allen Gebäuden und 

Angaben der Stelle, an der der Hausanschluss geplant ist 

3. Kellergrundriss M 1 : 100 mit Angabe der geplanten Einführung des Gasanschlusses und des geplanten 

Anbringungsortes des Gaszählers 

 
 
Ort, Datum: _____________________      ________________________ 

          (Unterschrift des Auftraggebers) 
             
 

   

Anschlussobjekt: 
  

Straße und Hausnummer / Fl.-Flst. Postleitzahl Ort 

Anzahl Wohneinheiten: Leistung:                    in kW 

 



Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Gasver-
sorgung in Niederdruck (Niederdruckanschlussverordnung - NDAV vom 1. November 2006) 

 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 29. August 2016 (BGBl. I S. 2034)  

 
 
Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 
(1) Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingungen, zu denen Netzbetrei-
ber nach § 18 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes jedermann in Niederdruck 
an ihr Gasversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung anzuschließen und den 
Anschluss zur Entnahme von Gas zur Verfügung zu stellen haben. Diese sind 
Bestandteil der Rechtsverhältnisse über den Netzanschluss an das Gasversor-
gungsnetz der allgemeinen Versorgung (Netzanschluss) und die Anschlussnut-
zung, soweit sie sich nicht ausdrücklich allein auf eines dieser Rechtsverhält-
nisse beziehen. Die Verordnung gilt für alle nach dem 12. Juli 2005 abgeschlos-
senen Netzanschlussverhältnisse und ist auch auf alle Anschlussnutzungsver-
hältnisse anzuwenden, die vor ihrem Inkrafttreten entstanden sind. 
 
(2) Anschlussnehmer ist jedermann im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes, in dessen Auftrag ein Grundstück oder Gebäude an das 
Niederdrucknetz angeschlossen wird, oder im Übrigen jeder Eigentümer oder 
Erbbauberechtigte eines Grundstücks oder Gebäudes, das an das Niederdruck-
netz angeschlossen ist. 
 
(3) Anschlussnutzer ist jeder Letztverbraucher, der im Rahmen eines Anschluss-
nutzungsverhältnisses einen Anschluss an das Niederdrucknetz zur Entnahme 
von Gas nutzt. 
 
(4) Netzbetreiber im Sinne dieser Verordnung ist der Betreiber eines Gasversor-
gungsnetzes der allgemeinen Versorgung im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 des 
Energiewirtschaftsgesetzes. 
 
§ 2 Netzanschlussverhältnis 
(1) Das Netzanschlussverhältnis umfasst den Anschluss der Gasanlage über 
den Netzanschluss und dessen weiteren Betrieb. Es besteht zwischen dem An-
schlussnehmer und dem Netzbetreiber. 
 
(2) Das Netzanschlussverhältnis entsteht durch Vertrag erstmalig mit dem An-
schlussnehmer, der die Herstellung des Netzanschlusses in Auftrag gibt. Bei 
Herstellung eines Netzanschlusses ist der Netzanschlussvertrag schriftlich abzu-
schließen. 
 
(3) Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigte 
sind, haben die schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Her-
stellung und Änderung des Netzanschlusses unter Anerkennung der für den An-
schlussnehmer und ihn damit verbundenen Verpflichtungen beizubringen. 
 
(4) Bei angeschlossenen Grundstücken oder Gebäuden entsteht das Netzan-
schlussverhältnis mit dem Eigentumserwerb an der Kundenanlage zwischen 
dem jeweiligen Eigentümer und dem Netzbetreiber, sofern der bisherige Eigentü-
mer der Anschlussnehmer gewesen ist. Zu diesem Zeitpunkt erlischt das Netz-
anschlussverhältnis mit dem bisherigen Anschlussnehmer, sofern dieser Eigen-
tümer der Kundenanlage gewesen ist; hinsichtlich bis dahin begründeter Zah-
lungsansprüche und Verbindlichkeiten bleibt der bisherige Anschlussnehmer be-
rechtigt und verpflichtet. Der Eigentumsübergang und die Person des neuen An-
schlussnehmers hat der bisherige Anschlussnehmer dem Netzbetreiber unver-
züglich in Textform anzuzeigen. Der bisherige Anschlussnehmer hat dem neuen 
Anschlussnehmer die Angaben nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 zu übermitteln. 
 
(5) Der Netzbetreiber hat dem neuen Anschlussnehmer den Vertragsschluss 
oder die Anzeige nach Absatz 4 Satz 3 unverzüglich in Textform zu bestätigen. 
Im Vertrag nach Absatz 2 oder in der Bestätigung nach Satz 1 ist auf die Allge-
meinen Bedingungen einschließlich der ergänzenden Bedingungen des Netzbe-
treibers hinzuweisen. 
 
§ 3 Anschlussnutzungsverhältnis 
(1) Inhalt der Anschlussnutzung ist das Recht zur Nutzung des Netzanschlusses 
zur Entnahme von Gas. Die Anschlussnutzung umfasst weder die Belieferung 
des Anschlussnutzers mit Gas noch den Zugang zu den Gasversorgungsnetzen 
im Sinne des § 20 des Energiewirtschaftsgesetzes. Das Anschlussnutzungsver-
hältnis besteht zwischen dem jeweiligen Anschlussnutzer und dem Netzbetrei-
ber. 
 
(2) Das Anschlussnutzungsverhältnis kommt dadurch zustande, dass über den 
Netzanschluss Gas aus dem Verteilernetz entnommen wird, wenn 1. 
der Anschlussnutzer spätestens im Zeitpunkt der erstmaligen Entnahme einen 
Vertrag über den Bezug von Gas abgeschlossen hat oder die Voraussetzungen 
einer Ersatzversorgung nach § 38 des Energiewirtschaftsgesetzes vorliegen und 
2. 
dem Anschlussnutzer oder dessen Lieferanten ein Recht auf Netzzugang nach § 
20 des Energiewirtschaftsgesetzes zusteht. 
Bei Kenntnis über den Wegfall der Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2 ist der 
Netzbetreiber verpflichtet, den Anschlussnutzer und den Grundversorger hier-
über unverzüglich in Textform zu unterrichten und den Anschlussnutzer auf die 
Grundversorgung nach § 36 des Energiewirtschaftsgesetzes und die Ersatzver-
sorgung nach § 38 des Energiewirtschaftsgesetzes hinzuweisen. 
(3) Der Anschlussnutzer ist verpflichtet, dem Netzbetreiber die Aufnahme der 
Nutzung des Netzanschlusses zur Entnahme von Gas unverzüglich in Textform 
mitzuteilen. Der Netzbetreiber hat dem Anschlussnutzer die Mitteilung unverzüg-
lich in Textform zu bestätigen. In der Bestätigung ist auf die Allgemeinen Bedin-
gungen einschließlich der ergänzenden Bedingungen und auf die Haftung des 
Netzbetreibers nach § 18 hinzuweisen. 

 
 
§ 4 Inhalt des Vertrages und der Bestätigung des Netzbetreibers 
(1) Der Netzanschlussvertrag und die Bestätigung des Netzbetreibers in Text-
form nach § 2 Abs. 5 Satz 1 und § 3 Abs. 3 Satz 2 sollen eine zusammenhän-
gende Aufstellung aller für den Vertragsschluss nach § 2 Abs. 2 oder die An-
schlussnutzung nach § 3 notwendigen Angaben enthalten, insbesondere 1. 
Angaben zum Anschlussnehmer oder -nutzer (Firma, Registergericht, Register-
nummer, Familienname, Vorname, Geburtstag, Adresse, Kundennummer), 
2. 
Anlagenadresse und Bezeichnung des Zählers oder des Aufstellungsorts des 
Zählers, 
3. 
Angaben zum Netzbetreiber (Firma, Registergericht, Registernummer und Ad-
resse) und 
4. 
gegenüber dem Anschlussnehmer auch die am Ende des Netzanschlusses vor-
zuhaltende Leistung. 
Soweit die Angaben nach Satz 1 Nr. 1 nicht vorliegen, ist der Anschlussnehmer 
oder -nutzer verpflichtet, diese dem Netzbetreiber auf Anforderung mitzuteilen. 
(2) Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jedem Neukunden bei Entstehen des Netz-
anschlussverhältnisses oder des Anschlussnutzungsverhältnisses und auf Ver-
langen den übrigen Kunden die Allgemeinen Bedingungen unentgeltlich auszu-
händigen. Er hat die Allgemeinen Bedingungen auf seiner Internetseite zu veröf-
fentlichen. 
 
(3) Änderungen der ergänzenden Bedingungen, zu denen auch die Technischen 
Anschlussbedingungen nach § 20 gehören, und Kostenerstattungsregelungen 
des Netzbetreibers werden jeweils zum Monatsbeginn erst nach öffentlicher Be-
kanntgabe und im Falle der Technischen Anschlussbedingungen erst nach zu-
sätzlicher Mitteilung an die Regulierungsbehörde wirksam. Der Netzbetreiber ist 
verpflichtet, die Änderungen am Tage der öffentlichen Bekanntgabe auf seiner 
Internetseite zu veröffentlichen. 
 
Teil 2 
Netzanschluss 
 
§ 5 Netzanschluss 
Der Netzanschluss verbindet das Gasversorgungsnetz der allgemeinen Versor-
gung mit der Gasanlage des Anschlussnehmers, gerechnet von der Versor-
gungsleitung bis zu den Innenleitungen der Gebäude und Grundstücke. Er be-
steht aus der Netzanschlussleitung, einer gegebenenfalls vorhandenen Absper-
reinrichtung außerhalb des Gebäudes, Isolierstück, Hauptabsperreinrichtung und 
gegebenenfalls Haus-Druckregelgerät. Auf ein Druckregelgerät sind die Bestim-
mungen über den Netzanschluss auch dann anzuwenden, wenn es hinter dem 
Ende des Netzanschlusses innerhalb des Bereichs der Kundenanlage eingebaut 
ist. 
 
§ 6 Herstellung des Netzanschlusses 
(1) Netzanschlüsse werden durch den Netzbetreiber hergestellt. Die Herstellung 
des Netzanschlusses soll vom Anschlussnehmer schriftlich in Auftrag gegeben 
werden; auf Verlangen des Netzbetreibers ist ein von diesem zur Verfügung ge-
stellter Vordruck zu verwenden. Der Netzbetreiber hat dem Anschlussnehmer 
den voraussichtlichen Zeitbedarf für die Herstellung des Netzanschlusses mitzu-
teilen. 
 
(2) Art, Zahl und Lage der Netzanschlüsse werden nach Beteiligung des An-
schlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen vom Netzbe-
treiber nach den anerkannten Regeln der Technik bestimmt. Das Interesse des 
Anschlussnehmers an einer kostengünstigen Errichtung der Netzanschlüsse ist 
dabei besonders zu berücksichtigen. 
 
(3) Auf Wunsch des Anschlussnehmers hat der Netzbetreiber die Errichter weite-
rer Anschlussleitungen sowie der Telekommunikationslinien im Sinne des § 3 Nr. 
26 des Telekommunikationsgesetzes im Hinblick auf eine gemeinsame Verle-
gung der verschiedenen Gewerke zu beteiligen. Er führt die Herstellung oder Än-
derungen des Netzanschlusses entweder selbst oder mittels Nachunternehmer 
durch. Wünsche des Anschlussnehmers bei der Auswahl des durchführenden 
Nachunternehmers sind vom Netzbetreiber angemessen zu berücksichtigen. Der 
Anschlussnehmer ist berechtigt, die für die Herstellung des Netzanschlusses er-
forderlichen Erdarbeiten auf seinem Grundstück im Rahmen des technisch Mög-
lichen und nach den Vorgaben des Netzbetreibers durchzuführen oder durchfüh-
ren zu lassen. Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für die 
sichere Errichtung des Netzanschlusses zu schaffen; für die Hauptabsperrein-
richtung ist ein nach den anerkannten Regeln der Technik geeigneter Platz zur 
Verfügung zu stellen. 
 
§ 7 Art des Netzanschlusses 
(1) Der Brennwert mit der sich aus den Erzeugungs- oder Bezugsverhältnissen 
ergebenden Schwankungsbreite sowie der für die Versorgung des Kunden maß-
gebende Ruhedruck des Gases ergeben sich aus den ergänzenden Bedingun-
gen des Netzbetreibers zu den Allgemeinen Netzanschlussbedingungen. 
 
(2) Der Netzbetreiber kann den Brennwert und Druck sowie die Gasart ändern, 
falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen 
zwingend notwendig ist. Der Kunde ist davon unverzüglich zu unterrichten. Bei 
der Umstellung der Gasart sind die Belange des Kunden, soweit möglich, ange-
messen zu berücksichtigen. 
 
  



§ 8 Betrieb des Netzanschlusses 
(1) Netzanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des Netzbetreibers. Er hat 
sicherzustellen, dass sie in seinem Eigentum stehen oder ihm zur wirtschaftli-
chen Nutzung überlassen werden; soweit erforderlich, ist der Anschlussnehmer 
insoweit zur Mitwirkung verpflichtet. Netzanschlüsse werden ausschließlich von 
dem Netzbetreiber unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Sie 
müssen zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. Der Anschlussneh-
mer darf keine Einwirkungen auf den Netzanschluss vornehmen oder vornehmen 
lassen. 
 
(2) Jede Beschädigung des Netzanschlusses, insbesondere undichte Absper-
reinrichtungen oder Druckregelgeräte sowie das Fehlen von Plomben, ist dem 
Netzbetreiber unverzüglich mitzuteilen. 
 
(3) Änderungen des Netzanschlusses werden nach Anhörung des Anschluss-
nehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen vom Netzbetreiber 
bestimmt. 
 
§ 9 Kostenerstattung für die Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses 
(1) Der Netzbetreiber ist berechtigt, vom Anschlussnehmer die Erstattung der bei 
wirtschaftlich effizienter Betriebsführung notwendigen Kosten für 1. 
die Herstellung des Netzanschlusses, 
2. 
die Änderungen des Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweite-
rung der Kundenanlage erforderlich oder aus anderen Gründen vom Anschluss-
nehmer veranlasst werden, 
zu verlangen. Die Kosten können auf der Grundlage der durchschnittlich für ver-
gleichbare Fälle entstehenden Kosten pauschal berechnet werden. Im Falle ei-
ner pauschalierten Kostenberechnung sind Eigenleistungen des Anschlussneh-
mers angemessen zu berücksichtigen. Die Netzanschlusskosten sind so darzu-
stellen, dass der Anschlussnehmer die Anwendung des pauschalierten Berech-
nungsverfahrens einfach nachvollziehen kann; wesentliche Berechnungsbe-
standteile sind auszuweisen. 
(2) Der Netzbetreiber ist berechtigt, für die Herstellung oder Änderungen des 
Netzanschlusses Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den Umständen des 
Einzelfalles Grund zu der Annahme besteht, dass der Anschlussnehmer seinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Werden von ei-
nem Anschlussnehmer mehrere Netzanschlüsse beauftragt, ist der Netzbetreiber 
berechtigt, angemessene Abschlagszahlungen zu verlangen. 
 
(3) Kommen innerhalb von zehn Jahren nach Herstellung des Netzanschlusses 
weitere Anschlüsse hinzu und wird der Netzanschluss dadurch teilweise zum Be-
standteil des Verteilernetzes, so hat der Netzbetreiber die Kosten neu aufzuteilen 
und dem Anschlussnehmer einen zu viel gezahlten Betrag zu erstatten. 
 
§ 10 Druckregelgeräte, besondere Einrichtungen 
(1) Muss zum Netzanschluss eines Grundstücks ein besonderes Druckregelgerät 
oder eine besondere Einrichtung angebracht werden, so kann der Netzbetreiber 
verlangen, dass der Anschlussnehmer einen geeigneten Raum oder Platz unent-
geltlich für die Dauer des Netzanschlussverhältnisses des Grundstücks zur Ver-
fügung stellt. Der Netzbetreiber darf die Einrichtungen auch für andere Zwecke 
benutzen, soweit dies für den Anschlussnehmer zumutbar ist. 
 
(2) Wird der Netzanschlussverhältnis für das Grundstück beendet, so hat der An-
schlussnehmer die Einrichtung noch drei Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei 
denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 
 
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen an eine andere 
geeignete Stelle verlangen, wenn ihm ihr Verbleiben an der bisherigen Stelle 
nicht mehr zugemutet werden kann. Die Kosten der Verlegung hat der Netzbe-
treiber zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Anlage ausschließlich der Anschluss-
nutzung des Grundstücks dient. 
 
§ 11 Baukostenzuschüsse 
(1) Der Netzbetreiber kann von dem Anschlussnehmer einen angemessenen 
Baukostenzuschuss zur Deckung der bei wirtschaftlich effizienter Betriebsfüh-
rung notwendigen Kosten für die Erstellung oder Verstärkung der örtlichen Ver-
teileranlagen verlangen, soweit sich diese Anlagen ganz oder teilweise dem Ver-
sorgungsbereich zuordnen lassen, in dem der Anschluss erfolgt. Baukostenzu-
schüsse dürfen höchstens 50 vom Hundert dieser Kosten betragen. 
 
(2) Der von dem Anschlussnehmer als Baukostenzuschuss zu übernehmende 
Kostenanteil bemisst sich nach dem Verhältnis, in dem die an seinem Netzan-
schluss vorzuhaltende Leistung zu der Summe der Leistungen steht, die in den 
im betreffenden Versorgungsbereich erstellten Verteileranlagen oder auf Grund 
der Verstärkung insgesamt vorgehalten werden können. Der Durchmischung der 
jeweiligen Leistungsanforderungen ist Rechnung zu tragen. Der Baukostenzu-
schuss kann auf der Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare Fälle ent-
stehenden Kosten pauschal berechnet werden. 
 
(3) Der Netzbetreiber ist berechtigt, von dem Anschlussnehmer einen weiteren 
Baukostenzuschuss zu verlangen, wenn der Anschlussnehmer seine Leistungs-
anforderung erheblich über das der ursprünglichen Berechnung zugrundelie-
gende Maß hinaus erhöht. Der Baukostenzuschuss ist nach den Absätzen 1 und 
2 zu bemessen. 
 
(4) Der Baukostenzuschuss und die in § 9 geregelten Netzanschlusskosten sind 
getrennt zu errechnen und dem Anschlussnehmer aufgegliedert auszuweisen. 
 
(5) § 9 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
§ 12 Grundstücksbenutzung 
(1) Anschlussnehmer, die Grundstückseigentümer sind, haben für Zwecke der 
örtlichen Versorgung das Anbringen und Verlegen von Leitungen nebst Zubehör, 
insbesondere Verteilungsanlagen, über ihre im Gebiet des Gasversorgungsnet-
zes der allgemeinen Versorgung liegenden Grundstücke sowie erforderliche 

Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstü-
cke, 1. 
die an das Gasversorgungsnetz angeschlossen sind, 
2. 
die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einem an das Netz 
angeschlossenen Grundstück genutzt werden oder 
3. 
für die die Möglichkeit des Netzanschlusses sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. 
Sie besteht nicht, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer 
mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten würde; insbesondere 
ist die Inanspruchnahme des Grundstücks zwecks Anschlusses eines anderen 
Grundstücks an das Gasversorgungsnetz grundsätzlich verwehrt, wenn der An-
schluss über das eigene Grundstück des anderen Anschlussnehmers möglich 
und dem Netzbetreiber zumutbar ist. 
(2) Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten 
Inanspruchnahme des Grundstücks zu benachrichtigen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlan-
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kos-
ten der Verlegung hat der Netzbetreiber zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Ein-
richtungen ausschließlich dem Anschluss des Grundstücks dienen. 
 
(4) Wird die Anschlussnutzung eingestellt, so hat der Eigentümer die auf seinen 
Grundstücken befindlichen Einrichtungen noch drei Jahre unentgeltlich zu dul-
den, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrs-
flächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffent-
lichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 
§ 13 Gasanlage 
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Instandhal-
tung der Gasanlage hinter der Hauptabsperreinrichtung (Anlage), mit Ausnahme 
des Druckregelgerätes und der Messeinrichtungen, die nicht in seinem Eigentum 
stehen, ist der Anschlussnehmer verantwortlich. Satz 1 gilt nicht für die Messein-
richtungen, die nicht im Eigentum des Anschlussnehmers stehen. Hat der An-
schlussnehmer die Anlage ganz oder teilweise einem Dritten vermietet oder 
sonst zur Benutzung überlassen, so bleibt er verantwortlich. 
 
(2) Die Anlage darf nur nach den Vorschriften dieser Verordnung, nach anderen 
anzuwendenden Rechtsvorschriften und behördlichen Bestimmungen sowie 
nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und in-
standgehalten werden. In Bezug auf die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik gilt § 49 Abs. 2 Nr. 2 des Energiewirtschaftsgesetzes entsprechend. Die 
Arbeiten dürfen außer durch den Netzbetreiber nur durch ein in ein Installateur-
verzeichnis eines Netzbetreibers eingetragenes Installationsunternehmen durch-
geführt werden; im Interesse des Anschlussnehmers darf der Netzbetreiber eine 
Eintragung in das Installateurverzeichnis nur von dem Nachweis einer ausrei-
chenden fachlichen Qualifikation für die Durchführung der jeweiligen Arbeiten ab-
hängig machen. Es dürfen nur Materialien und Gasgeräte verwendet werden, die 
unter Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik hergestellt wur-
den. Die Einhaltung der Voraussetzungen des Satzes 4 wird vermutet, wenn die 
vorgeschriebene CE-Kennzeichnung vorhanden ist. Sofern die CE-Kennzeich-
nung nicht vorgeschrieben ist, wird dies auch vermutet, wenn die Materialien 
oder Gasgeräte das Zeichen einer akkreditierten Stelle tragen. Materialien und 
Gasgeräte, die 1. 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder der Türkei rechtmä-
ßig hergestellt oder in den Verkehr gebracht worden sind oder 
2. 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum rechtmäßig hergestellt worden sind 
und die den technischen Spezifikationen der Zeichen im Sinne des Satzes 6 
nicht entsprechen, werden einschließlich der von den vorgenannten Staaten 
durchgeführten Prüfungen und Überwachungen als gleichwertig behandelt, wenn 
mit ihnen das geforderte Schutzniveau gleichermaßen dauerhaft erreicht wird. 
Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 
(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können vom 
Netzbetreiber plombiert werden. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage 
ist nach den Angaben des Netzbetreibers vom Anschlussnehmer zu veranlas-
sen. 
 
§ 14 Inbetriebsetzung der Gasanlage 
(1) Der Netzbetreiber oder dessen Beauftragter hat die Anlage über den Netzan-
schluss an das Verteilernetz anzuschließen und in Betrieb zu nehmen, indem er 
nach erfolgtem Einbau der Messeinrichtung und gegebenenfalls des Druckregel-
gerätes durch Öffnung der Absperreinrichtungen die Gaszufuhr freigibt. Die An-
lage hinter diesen Einrichtungen hat das Installationsunternehmen in Betrieb zu 
setzen. 
 
(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim Netzbetreiber von dem Unterneh-
men, das nach § 13 Abs. 2 die Arbeiten an der Anlage ausgeführt hat, in Auftrag 
zu geben. Auf Verlangen des Netzbetreibers ist ein von diesem zur Verfügung 
gestellter Vordruck zu verwenden. 
 
(3) Der Netzbetreiber kann für die Inbetriebsetzung vom Anschlussnehmer Kos-
tenerstattung verlangen. Die Kosten können auf der Grundlage der durchschnitt-
lich für vergleichbare Fälle entstehenden Kosten pauschal berechnet werden. 
Die Kosten sind so darzustellen, dass der Anschlussnehmer die Anwendung des 
pauschalierten Berechnungsverfahrens einfach nachvollziehen kann. 
 
§ 15 Überprüfung der Gasanlage 
(1) Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Anlage vor und, um unzulässige Rückwir-
kungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter auszuschließen, nach 
ihrer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Er hat den Anschlussnehmer auf erkannte 
Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlan-
gen. 
 



(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche 
Störungen erwarten lassen, so ist der Netzbetreiber berechtigt, den Anschluss zu 
verweigern oder die Anschlussnutzung zu unterbrechen; bei Gefahr für Leib oder 
Leben ist er hierzu verpflichtet. 
 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch 
deren Anschluss an das Verteilernetz übernimmt der Netzbetreiber keine Haf-
tung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn er bei einer Überprü-
fung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 
 
 
Teil 3 
Anschlussnutzung 
 
§ 16 Nutzung des Anschlusses 
(1) Der Netzbetreiber ist bei Bestehen eines Anschlussnutzungsverhältnisses 
verpflichtet, dem Anschlussnutzer in dem im Netzanschlussverhältnis vorgesehe-
nen Umfang die Nutzung des Netzanschlusses jederzeit zu ermöglichen. Dies 
gilt nicht, soweit und solange der Netzbetreiber hieran durch höhere Gewalt oder 
sonstige Umstände, deren Beseitigung ihm im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 2 des 
Energiewirtschaftsgesetzes aus wirtschaftlichen Gründen nicht zugemutet wer-
den kann, gehindert ist. 
 
(2) Der Netzbetreiber hat Brennwert und Druck möglichst gleichbleibend zu hal-
ten. Allgemein übliche Gasgeräte müssen einwandfrei betrieben werden können. 
Stellt der Anschlussnutzer Anforderungen an die Gasqualität, die über die Ver-
pflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, in-
nerhalb seines Bereichs Vorkehrungen zum störungsfreien Betrieb seiner Geräte 
und Anlagen zu treffen. 
 
(3) Zwischen Anschlussnutzer und Netzbetreiber gelten die §§ 7, 8, 12 und 13 
Abs. 1 und 2, § 14 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 sowie § 15 entsprechend. 
 
§ 17 Unterbrechung der Anschlussnutzung 
(1) Die Anschlussnutzung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme 
betriebsnotwendiger Arbeiten oder zur Vermeidung eines drohenden Netzzu-
sammenbruchs erforderlich ist. Der Netzbetreiber hat jede Unterbrechung oder 
Unregelmäßigkeit unverzüglich zu beheben. Eine notwendige Unterbrechung 
wegen eines vom Anschlussnutzer veranlassten Austauschs der Messeinrich-
tung durch einen Messstellenbetreiber nach den Vorschriften des Messstellenbe-
triebsgesetzes hat der Netzbetreiber nicht zu vertreten. 
 
(2) Der Netzbetreiber hat die Anschlussnutzer bei einer beabsichtigten Unterbre-
chung der Anschlussnutzung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die 
Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die Unterrichtung 1. 
nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und der Netzbetreiber dies 
nicht zu vertreten hat oder 
2. 
die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern würde. 
In den Fällen des Satzes 3 ist der Netzbetreiber verpflichtet, dem Anschlussnut-
zer auf Nachfrage nachträglich mitzuteilen, aus welchem Grund die Unterbre-
chung vorgenommen worden ist. 
 
 
§ 18 Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung 
(1) Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein Anschlussnutzer durch Unter-
brechung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Anschlussnutzung erleidet, aus 
Vertrag, Anschlussnutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung haftet und da-
bei Verschulden des Unternehmens oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsge-
hilfen vorausgesetzt wird, wird 1. 
hinsichtlich eines Vermögensschadens widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt, 
2. 
hinsichtlich der Beschädigung einer Sache widerleglich vermutet, dass Vorsatz 
oder Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 ist die Haftung für sonstige Fahrläs-
sigkeit ausgeschlossen. 
(2) Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursachten Sachschäden ist die 
Haftung des Netzbetreibers gegenüber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 
5.000 Euro begrenzt. Die Haftung für nicht vorsätzlich verursachte Sachschäden 
ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt auf 1. 
2,5 Millionen Euro bei bis zu 25.000 an das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern; 
2. 
10 Millionen Euro bei 25.001 bis 100.000 an das eigene Netz angeschlossenen 
Anschlussnutzern; 
3. 
20 Millionen Euro bei 100.001 bis 200.000 an das eigene Netz angeschlossenen 
Anschlussnutzern; 
4. 
30 Millionen Euro bei 200.001 bis einer Million an das eigene Netz angeschlos-
senen Anschlussnutzern; 
5. 
40 Millionen Euro bei mehr als einer Million an das eigene Netz angeschlossene 
Anschlussnutzern. 
In diese Höchstgrenzen werden auch Schäden von Anschlussnutzern in Mittel- 
und Hochdruck einbezogen, wenn die Haftung ihnen gegenüber im Einzelfall ent-
sprechend Satz 1 begrenzt ist. 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Anschlussnutzern anzu-
wenden, die diese gegen einen dritten Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des 
Energiewirtschaftsgesetzes aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Haf-
tung dritter Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgeset-
zes ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt auf das Dreifache des Höchst-
betrages, für den sie nach Absatz 2 Satz 2 eigenen Anschlussnutzern gegenüber 
haften. Hat der dritte Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirt-
schaftsgesetzes keine eigenen an das Netz angeschlossenen Anschlussnutzer 
im Sinne dieser Verordnung, so ist die Haftung insgesamt auf 200 Millionen Euro 

begrenzt. In den Höchstbetrag nach den Sätzen 2 und 3 können auch Schadens-
ersatzansprüche von nicht unter diese Verordnung fallenden Kunden einbezogen 
werden, die diese gegen das dritte Unternehmen aus unerlaubter Handlung gel-
tend machen, wenn deren Ansprüche im Einzelfall entsprechend Absatz 2 Satz 1 
begrenzt sind. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, seinen Anschlussnutzern auf 
Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch einen dritten Netzbe-
treiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes zusammenhän-
genden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder 
von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur 
Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
 
(4) Bei grob fahrlässig verursachten Vermögensschäden ist die Haftung des 
Netzbetreibers, an dessen Netz der Anschlussnutzer angeschlossen ist, oder ei-
nes dritten Netzbetreibers, gegen den der Anschlussnutzer Ansprüche geltend 
macht, gegenüber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro sowie je 
Schadensereignis insgesamt auf 20 vom Hundert der in Absatz 2 Satz 2 sowie 
Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten Höchstbeträge begrenzt. Absatz 2 Satz 3 so-
wie Absatz 3 Satz 1, 4 und 5 gelten entsprechend. 
 
(5) Übersteigt die Summe der Einzelschäden die jeweilige Höchstgrenze, so wird 
der Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem die Summe aller Scha-
densersatzansprüche zur Höchstgrenze steht. Sind nach Absatz 2 Satz 3 oder 
nach Absatz 3 Satz 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 4, Schäden von 
nicht unter diese Verordnung fallenden Kunden in die Höchstgrenze einbezogen 
worden, so sind sie auch bei der Kürzung nach Satz 1 entsprechend einzubezie-
hen. Bei Ansprüchen nach Absatz 3 darf die Schadensersatzquote nicht höher 
sein als die Quote der Kunden des dritten Netzbetreibers. 
 
(6) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 Euro, die weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig verursacht worden sind. 
 
(7) Der geschädigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverzüglich dem Netz-
betreiber oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzu-
teilen. 
 
 
Teil 4 
Gemeinsame Vorschriften 
 Abschnitt 1 
Anlagenbetrieb und Rechte des Netzbetreibers 
  
§ 19 Betrieb von Gasanlagen und Verbrauchsgeräten, Eigenerzeugung 
(1) Anlage und Gasgeräte sind vom Anschlussnehmer oder -nutzer so zu betrei-
ben, dass Störungen anderer Anschlussnehmer oder -nutzer und störende Rück-
wirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter ausgeschlossen 
sind. 
 
(2) Erweiterungen und Änderungen von Anlagen sowie die Verwendung zusätzli-
cher Gasgeräte sind dem Netzbetreiber mitzuteilen, soweit sich dadurch die vor-
zuhaltende Leistung erhöht oder mit Netzrückwirkungen zu rechnen ist. Nähere 
Einzelheiten über den Inhalt der Mitteilung kann der Netzbetreiber regeln. 
 
(3) Vor der Errichtung einer Eigenanlage hat der Anschlussnehmer oder -nutzer 
dem Netzbetreiber Mitteilung zu machen. Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat 
durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigenanlage 
keine schädlichen Rückwirkungen in das Gasversorgungsnetz möglich sind. Der 
Anschluss von Eigenanlagen ist mit dem Netzbetreiber abzustimmen. Dieser 
kann den Anschluss von der Einhaltung der von ihm nach § 20 festzulegenden 
Maßnahmen zum Schutz vor Rückwirkungen abhängig machen. 
 
§ 20 Technische Anschlussbedingungen 
Der Netzbetreiber ist berechtigt, in Form von Technischen Anschlussbedingun-
gen weitere technische Anforderungen an den Netzanschluss und andere Anla-
genteile sowie an den Betrieb der Anlage einschließlich der Eigenanlage festzu-
legen, soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien Versorgung, 
insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse des Verteilernetzes, notwendig 
ist. Diese Anforderungen müssen den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik entsprechen. Der Anschluss bestimmter Verbrauchsgeräte kann von der vor-
herigen Zustimmung des Netzbetreibers abhängig gemacht werden. Die Zustim-
mung darf nur verweigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und stö-
rungsfreie Versorgung gefährden würde. 
 
§ 21 Zutrittsrecht 
Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat nach vorheriger Benachrichtigung dem 
mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netzbetreibers, des Messstel-
lenbetreibers oder des Messdienstleisters den Zutritt zum Grundstück und zu 
seinen Räumen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der technischen Ein-
richtungen und Messeinrichtungen, zum Austausch der Messeinrichtung, auch 
anlässlich eines Wechsels des Messstellenbetreibers, zur Ablesung der Mess-
einrichtung oder zur Unterbrechung des Anschlusses und der Anschlussnutzung 
erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweiligen An-
schlussnehmer oder -nutzer oder durch Aushang an oder im jeweiligen Haus er-
folgen. Im Falle der Ablesung der Messeinrichtungen muss die Benachrichtigung 
mindestens drei Wochen vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Er-
satztermin ist anzubieten. Eine vorherige Benachrichtigung ist in den Fällen des 
§ 24 Abs. 1 nicht erforderlich. 
 
§ 22 Messeinrichtungen 
(1) Für Messeinrichtungen hat der Anschlussnehmer Zählerplätze nach den an-
erkannten Regeln der Technik unter Verwendung der vom Netzbetreiber vorge-
sehenen DIN-Typen vorzusehen. 
 
(2) Der Netzbetreiber bestimmt den Aufstellungsort der Messeinrichtungen und 
die Zählerplätze. Bei der Wahl des Aufstellungsorts ist die Möglichkeit einer 
Fernauslesung der Messdaten zu berücksichtigen. Soweit dies technisch mach-
bar und wirtschaftlich zumutbar ist, sind in Gebäuden, die neu an das Energie-
versorgungsnetz angeschlossen oder einer größeren Renovierung im Sinne der 



Richtlinie 2002/91/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De-
zember 2002 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (ABl. EU Nr. L 1 
S. 65) unterzogen werden, die baulichen Voraussetzungen für den Einbau von 
Messeinrichtungen zu schaffen, die dem jeweiligen Anschlussnutzer den tat-
sächlichen Energieverbrauch und die tatsächliche Nutzungszeit widerspiegeln. 
Er hat den Anschlussnehmer anzuhören und dessen berechtigte Interessen zu 
wahren. Er ist verpflichtet, auf Verlangen des Anschlussnehmers einer Verle-
gung der Messeinrichtungen zuzustimmen, wenn dies ohne Beeinträchtigung ei-
ner einwandfreien Messung möglich ist. Der Anschlussnehmer hat die Kosten ei-
ner Verlegung der Messeinrichtungen nach Satz 4 zu tragen. 
 
(3) Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat dafür Sorge zu tragen, dass die Mess- 
und Steuereinrichtungen zugänglich sind. Er hat den Verlust, Beschädigungen 
und Störungen von Messeinrichtungen dem Netzbetreiber und dem Messstellen-
betreiber unverzüglich mitzuteilen. 
 
 
Abschnitt 2 
Fälligkeit, Folgen von Zuwiderhandlungen, Beendigung der Rechtsverhältnisse 
  
§ 23 Zahlung, Verzug 
(1) Rechnungen werden zu dem vom Netzbetreiber angegebenen Zeitpunkt, frü-
hestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. Ein-
wände gegen Rechnungen berechtigen gegenüber dem Netzbetreiber zum Zah-
lungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur, soweit die ernsthafte Mög-
lichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht. § 315 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs bleibt von Satz 2 unberührt. 
 
(2) Bei Zahlungsverzug des Anschlussnehmers oder -nutzers kann der Netzbe-
treiber, wenn er erneut zur Zahlung auffordert oder den Betrag durch einen Be-
auftragten einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten für strukturell ver-
gleichbare Fälle auch pauschal berechnen; die pauschale Berechnung muss ein-
fach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden 
ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. 
 
(3) Gegen Ansprüche des Netzbetreibers kann vom Anschlussnehmer oder -nut-
zer nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen 
aufgerechnet werden. 
 
§ 24 Unterbrechung des Anschlusses und der Anschlussnutzung 
(1) Der Netzbetreiber ist berechtigt, den Netzanschluss und die Anschlussnut-
zung ohne vorherige Androhung zu unterbrechen, wenn der Anschlussnehmer 
oder -nutzer dieser Verordnung zuwiderhandelt und die Unterbrechung erforder-
lich ist, um 1. 
eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Sachen von er-
heblichem Wert abzuwenden, 
2. 
die Anschlussnutzung unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern oder 
3. 
zu gewährleisten, dass Störungen anderer Anschlussnehmer oder -nutzer oder 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter aus-
geschlossen sind. 
Der Netzbetreiber ist verpflichtet, dem Anschlussnehmer oder -nutzer auf Nach-
frage mitzuteilen, aus welchem Grund die Unterbrechung vorgenommen worden 
ist. 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer Zah-
lungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Netzbetreiber berechtigt, den Netzan-
schluss und die Anschlussnutzung vier Wochen nach Androhung zu unterbre-
chen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur 
Schwere der Zuwiderhandlung stehen oder der Anschlussnehmer oder -nutzer 
darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen 
nachkommt. 
 
(3) Der Netzbetreiber ist berechtigt, auf Anweisung des Lieferanten des An-
schlussnutzers die Anschlussnutzung zu unterbrechen, soweit der Lieferant dem 
Anschlussnutzer gegenüber hierzu vertraglich berechtigt ist und der Lieferant 
das Vorliegen der Voraussetzungen für die Unterbrechung der Anschlussnut-
zung gegenüber dem Netzbetreiber glaubhaft versichert und den Netzbetreiber 
von sämtlichen Schadensersatzansprüchen freistellt, die sich aus einer unbe-
rechtigten Unterbrechung ergeben können; dabei ist auch glaubhaft zu versi-
chern, dass dem Anschlussnutzer keine Einwendungen oder Einreden zustehen, 
die die Voraussetzungen der Unterbrechung der Anschlussnutzung entfallen las-
sen. 
 
(4) In den Fällen des Absatzes 2 ist der Beginn der Unterbrechung des Netzan-
schlusses und der Anschlussnutzung dem Anschlussnutzer drei Werktage im 

Voraus anzukündigen. Dies gilt nicht, soweit der Lieferant zu einer entsprechen-
den Ankündigung verpflichtet ist. 
 
(5) Der Netzbetreiber hat die Unterbrechung des Netzanschlusses und der An-
schlussnutzung unverzüglich aufzuheben, sobald die Gründe für die Unterbre-
chung entfallen sind und der Anschlussnehmer oder -nutzer oder im Falle des 
Absatzes 3 der Lieferant oder der Anschlussnutzer die Kosten der Unterbre-
chung und Wiederherstellung des Anschlusses und der Anschlussnutzung er-
setzt hat. Die Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle pauschal berech-
net werden; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein. Die 
Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kos-
ten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage 
nachzuweisen. Der Nachweis geringerer Kosten ist dem Kunden zu gestatten. 
 
§ 25 Kündigung des Netzanschlussverhältnisses 
(1) Das Netzanschlussverhältnis kann mit einer Frist von einem Monat auf das 
Ende eines Kalendermonats gekündigt werden. Eine Kündigung durch den Netz-
betreiber ist nur möglich, soweit eine Pflicht zum Netzanschluss nach § 18 Abs. 
1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht besteht. 
 
(2) Tritt an Stelle des bisherigen Netzbetreibers ein anderes Unternehmen in die 
sich aus dem Netzanschlussverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein, so 
bedarf es hierfür nicht der Zustimmung des Anschlussnehmers. Der Wechsel 
des Netzbetreibers ist öffentlich bekannt zu machen und den Anschlussnehmern 
mitzuteilen. 
 
(3) Die Kündigung bedarf der Textform. 
 
§ 26 Beendigung des Anschlussnutzungsverhältnisses 
(1) Das Anschlussnutzungsverhältnis besteht, bis der Anschlussnutzer die An-
schlussnutzung einstellt. Er ist verpflichtet, dies dem Netzbetreiber unverzüglich 
mitzuteilen. 
(2) Im Falle einer Kündigung des Netzanschlussvertrages nach § 25 oder § 27 
endet das Anschlussnutzungsverhältnis mit der Beendigung des Netzanschluss-
vertrages. 
 
§ 27 Fristlose Kündigung oder Beendigung 
Der Netzbetreiber ist in den Fällen des § 24 Abs. 1 berechtigt, das Netzan-
schlussverhältnis fristlos zu kündigen oder die Anschlussnutzung fristlos zu be-
enden, wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung des Netzanschlusses und 
der Anschlussnutzung wiederholt vorliegen. Bei wiederholten Zuwiderhandlun-
gen nach § 24 Abs. 2 ist der Netzbetreiber zur fristlosen Kündigung berechtigt, 
wenn sie zwei Wochen vorher angedroht wurde; § 24 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre-
chend. 
 
Teil 5 
Schlussbestimmungen 
  
§ 28 Gerichtsstand 
Gerichtsstand ist der Ort des Netzanschlusses und der Anschlussnutzung. 
 
§ 29 Übergangsregelung 
(1) Der Netzbetreiber ist verpflichtet, die Anschlussnehmer durch öffentliche Be-
kanntgabe und Veröffentlichung im Internet über die Möglichkeit einer Anpas-
sung nach § 115 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes zu informieren. 
Die Anpassung ist in Textform zu verlangen. Der Netzbetreiber kann die Anpas-
sung gegenüber allen Anschlussnehmern auch in der in Satz 1 genannten Weise 
verlangen. Im Falle des Satzes 3 erfolgt die Anpassung mit Wirkung vom auf die 
Bekanntmachung folgenden Tag. Von der Anpassung ausgenommen ist § 4 Abs. 
1. 
 
(2) Die Frist nach § 10 Abs. 2 und nach § 12 Abs. 4 beginnt mit dem 8. Novem-
ber 2006. Läuft jedoch die in § 10 Abs. 6 und § 11 Abs. 2 der Verordnung über 
Allgemeine Bedingungen für die Gasversorgung von Tarifkunden vom 21. Juni 
1979 (BGBl. I S. 676), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 9. 
Dezember 2004 (BGBl. I S. 3214), bestimmte Frist früher als die gemäß Satz 1 
bestimmte Frist ab, bleibt es dabei. 
 
(3) Wird vor dem 1. Juli 2007 ein Anschluss an eine Verteileranlage hergestellt, 
die vor dem 8. November 2006 errichtet oder mit deren Errichtung vor dem 8. 
November 2006 begonnen worden ist und ist der Anschluss ohne Verstärkung 
der Verteileranlage möglich, so kann der Netzbetreiber abweichend von § 11 
Abs. 1 und 2 einen Baukostenzuschuss nach Maßgabe der für die Verteileran-
lage bisher verwendeten Berechnungsmaßstäbe verlangen. Der nach Satz 1 be-
rechnete Baukostenzuschuss ist auf den Wert nach § 11 Abs. 1 Satz 2 zu kür-
zen.  



 
 

Ergänzende Bedingungen der Energie und Versorgung Butzbach GmbH zur Verordnung über Allge-
meine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Gasversorgung in Niederdruck 

(Niederdruckanschlussverordnung – NDAV) 
 

Gültig ab 01. Januar 2024 

 
Verwaltung: Himmrichsweg 2 in 35510 Butzbach 
 

Wichtige Telefonanschlüsse: 
EVB GmbH -Zentrale:     (0 60 33) 9 95-400 
EVB GmbH -Telefax:      (0 60 33) 9 95-430 
Betriebsabteilung -Wasser und Gas: (0 60 33) 9 95-492 
Informationszentrum, 
Ausstellung und Beratung   (0 60 33) 995-900 
 
Internet-Adresse:      www.evb-butzbach.de 
E-Mail-Adresse:      info@evb-butzbach.de 
 

1. Art des Netzanschlusses gemäß § 7 NDAV 
1.1 Der Brennwert des Erdgases beträgt durchschnittlich 11,3 kWh/m3 mit einer 

Schwankungsbreite zwischen 11,2 kWh/m3 und 11,5 kWh/m3 (Erdgasqua-
lität: H-Gas). Der Ruhedruck beträgt 22 mbar.  

1.2 Herstellung und Veränderung des Netzanschlusses sowie eine Erhöhung 
der Leistung am Netzanschluss sind vom Anschlussnehmer unter Verwen-
dung der zur Verfügung gestellten Formulare zu beantragen.  

1.3 Jedes Grundstück, das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, und 
jedes Gebäude, dem eine eigene Hausnummer zugeteilt wurde, ist über ei-
nen eigenen Netzanschluss an das Versorgungsnetz anzuschließen, soweit 
keine berechtigten Interessen des Anschlussnehmers (wie z. B. eine recht-
lich zulässige bauliche oder elektrische Verbindung zwischen den Gebäu-
den) entgegenstehen.  

 

2. Zahlungspflichten 
Für den erstmaligen Anschluss und bei einer Erhöhung oder Änderung der Leis-
tungs-anforderung sind vom Anschlussnehmer die Kosten für die Herstellung 
oder Änderung des Netzanschlusses gemäß § 9 NDAV und unter den Voraus-
setzungen des § 11 NDAV Baukostenzuschüsse zu zahlen.  
 

3. Baukostenzuschuss (BKZ) gemäß § 11 NDAV  
3.1 Der von dem Anschlussnehmer als BKZ zu übernehmende Kostenanteil be-

misst sich nach dem Verhältnis, in dem die an seinem Netzanschluss vorzu-
haltende Leistung zu der Summe der Leistungen steht, die in den im betref-
fenden Versorgungsbereich erstellten Verteileranlagen oder auf Grund der 
Verstärkung insgesamt vorgehalten werden können. Der Durchmischung 
der jeweiligen Leistungsanforderungen wird Rechnung getragen.  

3.2 Der BKZ errechnet sich aus den Kosten, die für die Erstellung oder Verstär-
kung der örtlichen Verteileranlagen erforderlich sind. Die örtlichen Verteiler-
anlagen sind die für die Erschließung des Versorgungsbereiches notwendi-
gen Niederdruckanlagen und Druckregelgeräte.  

 
Der Baukostenzuschuss beträgt bis zu einer installierten Nennwärmeleistung: 
bis   30 kW 660,00 € netto 
bis   70 kW 810,00 € netto 
bis 120 kW 1.100,00 € netto 
 
Der Baukostenzuschuss wird gesondert ermittelt bei Anschlüssen: 
- ab einer Nennwärmeleistung von 121 kW 
- für außerhalb der geschlossenen Ortslage liegende Anschlüsse  
- in Industrie- und Gewerbegebieten 
- bei Erweiterung der Ortsnetze 
 
3.3 Der Versorgungsbereich entspricht dem Netzgebiet des Netzbetreibers.  
3.4 Der BKZ wird auf der Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare Fälle 

entstehenden Kosten pauschal berechnet. 
3.5 Zur Berechnung des BKZ werden 50 % der Kosten, die für die Erstellung 

oder Verstärkung der örtlichen Verteileranlagen des zuordenbaren Versor-
gungsbereichs notwendig sind, angesetzt. Der vom Anschlussnehmer zu 
übernehmende BKZ bemisst sich nach Maßgabe der an den betreffenden 
Netzanschluss für die darüber versorgten Anschlussnutzer vorzuhaltenden 
Leistung unter Berücksichtigung der Durchmischung. 

3.6 Der Anschlussnehmer zahlt – auch wenn keine bauliche Veränderung des 
Netzanschlusses notwendig ist – einen weiteren BKZ, wenn seine Leis-
tungsanforderung erheblich über das der ursprünglichen Berechnung zu-
grundeliegenden Maß erhöht. Eine erhebliche Erhöhung ist dann anzuneh-
men, wenn der weitere BKZ in einem angemessenen Verhältnis zu dem Auf-
wand der Erhebung steht. Die Berechnung erfolgt nach den vorgenannten 
Grundsätzen. 

 

4. Kosten gemäß § 9 NDAV – Leitungsverlegung -  
4.1 Der Anschlussnehmer erstattet der EVB die Kosten für die Herstellung des 

Netzanschlusses, d. h. die Verbindung des Verteilernetzes mit der Gasan-
lage des Anschlussnehmers, gerechnet ab der Versorgungsleitung bis zu 
den Innenleitungen der Gebäude und Grundstücke. Dieser besteht aus der 
Netzanschlussleitung, einer gegebenenfalls vorhandenen Absperreinrich-
tung außerhalb des Gebäudes, Isolierstück, Hauptabsperreinrichtung und 
gegebenenfalls Haus-Druckregelgerät, auch wenn dieses hinter dem Ende 

des Netzanschlusses innerhalb des Bereichs der Kundenanlage eingebaut 
ist, es sei denn, im Netzanschlussvertrag wurde eine abweichende Verein-
barung getroffen.  

 
Grundsätzlich zahlt der Anschlussnehmer für die Verbindung des Verteilungsnet-
zes mit der Kundenanlage bis zu einer max. Länge von 20 m, bestehend aus der 
Hausanschlussleitung von der Verteilungsleitung bis zur Hauptabsperreinrich-
tung im Gebäude bzw. auf dem Grundstück des Anschlussnehmers: 
 

- einen Pauschalbetrag für die Herstellung des Hausanschlusses bis zur 
Grundstücksgrenze unter Einbeziehung der Abzweigstelle auf dem öffent-
lichen Gelände; bei Anschlüssen bis zu einer Nennweite von 1“ (DA 32) in 
Höhe von     900,00 € netto 

- für die Leitungsverlegung innerhalb des Grundstückes des Anschlussneh-
mers von Grundstücksgrenze bis Hauseinführung pauschal pro Meter  
       12,00 € netto 

- für die Gas-Einzelhauseinführung EVB-Standard inkl. Montage in vorhan-
dene Kernbohrung oder Mauerhülse  705,00€ netto 

 
Bei Anschlüssen mit einer Anschlusslänge über 20 m ist der Übergabepunkt 
(Messschrank) grundsätzlich in unmittelbarer Nähe der Grundstücksgrenze an-
zuordnen. Anschlüsse größer als 1“ (DA 32) werden nach einer individuellen Be-
ratung entsprechend dem tatsächlichen Aufwand in Rechnung gestellt. 
 
4.2 Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetreiber weiterhin die Kosten für 

Änderungen des Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweite-
rung der Anlage erforderlich oder aus anderen Gründen vom Anschlussneh-
mer veranlasst werden. Wird der Netzanschlussvertrag gekündigt und/oder 
der Netzanschluss vom Netz getrennt und zurückgebaut, trägt der An-
schlussnehmer die Kosten für die Trennung des Netzanschlusses vom Netz 
sowie dessen Rückbau. 

4.3 Die Kosten werden auf der Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare 
Netzanschlüsse (z. B. nach Art und Querschnitt) entstehenden Kosten pau-
schal berechnet. Dabei sind die wesentlichen Berechnungsbestandteile wie 
vorgenannt ausgewiesen. Eigenleistungen des Anschlussnehmers werden 
angemessen berücksichtigt.  

4.4 Verändern sich die Eigentumsverhältnisse nachträglich in der Art und Weise, 
dass der Netzanschluss über Grundstücke Dritter verläuft, ist der Anschluss-
nehmer verpflichtet, die Kosten einer deswegen erforderlichen Verlegung zu 
tragen, insbesondere wenn der Dritte berechtigt die Verlegung des Netzan-
schlusses oder von Leitungen auf Kosten des Netzbetreibers fordert.  

 

5. Kosten für Tiefbauleistungen 
Die erforderlichen Erdarbeiten im öffentlichen Verkehrsraum werden von der 
EVB beauftragt und dem Anschlussnehmer nach dem tatsächlich entstandenen 
Aufwand zzgl. 10 % Regie- und Verwaltungskosten (umfasst u. a. die Beauftra-
gung der Tiefbaufirmen, die Bauaufsicht, die Bauabwicklung mit Erstellung des 
Aufmaßes vor Ort bis hin zur Prüfung der Tiefbaurechnung) in Rechnung ge-
stellt. Bei der Verlegung von mehreren Versorgungsleitungen in einer Graben-
trasse, werden die Kosten im entsprechenden Verhältnis aufgeteilt. 
 

6. Vorauszahlungen für Netzanschlusskosten und BKZ; §§ 9 Abs. 2, 11 Abs. 
5 NDAV 

6.1 Der Netzbetreiber verlangt für die Herstellung oder Änderung des Netzan-
schlusses Vorauszahlungen, wenn nach den Umständen des Einzelfalles 
Grund zu der Annahme besteht, dass der Anschlussnehmer seinen Zah-
lungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Der Netzbe-
treiber nimmt einen solchen Fall regelmäßig an, wenn derselbe Anschluss-
nehmer innerhalb der letzten 24 Monate seinen Verbindlichkeiten gegenüber 
dem Unternehmen des Netzbetreibers nicht, unvollständig oder teilweise nur 
auf Grund von Mahnungen nachgekommen ist. Unter den gleichen Voraus-
setzungen wird der Netzbetreiber eine Vorauszahlung für den BKZ verlan-
gen.  

6.2 Werden von einem Anschlussnehmer mehrere Netzanschlüsse beantragt, 
kann der Netzbetreiber angemessene Abschlagszahlungen verlangen. 

 

7. Inbetriebsetzung der Gasanlage gemäß § 14 NDAV 
7.1 Jede Inbetriebsetzung der Gasanlage erfolgt gemäß § 14 NDAV und ist beim 

Netzbetreiber unter Verwendung eines von diesem zur Verfügung gestellten 
Vordruckes zu beantragen. 

7.2 Für jede Inbetriebsetzung der Gasanlage durch den Netzbetreiber werden 
die hierfür entstehenden Kosten in Rechnung gestellt.  

7.3 Der Anschlussnehmer zahlt für jeden vergeblichen Versuch einer von ihm 
beantragten Inbetriebsetzung der Gasanlage ein pauschales Entgelt, wenn 
die Inbetriebsetzung aufgrund von Mängeln an der Anlage oder aus anderen 
vom Anschlussnehmer verursachten Gründen nicht möglich ist. Die Pau-
schale muss einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhn-
lichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Der An-
schlussnehmer hat das Recht, nachzuweisen, dass Kosten überhaupt nicht 
entstanden oder wesentlich niedriger sind, als es die Pauschale ausweist.  

7.4 Die Inbetriebsetzung der Anlage setzt die vollständige Bezahlung gesamten 
Hausanschlusskosten einschließlich BKZ und Tiefbau voraus.  



 

8. Unterbrechung des Netzanschlusses gemäß § 24 NDAV 
8.1 Die Kosten einer Unterbrechung und Wiederherstellung des Anschlusses 

und der Anschlussnutzung gemäß § 24 NDAV sind dem Netzbetreiber vom 
Anschlussnehmer oder -nutzer oder im Falle des § 24 Abs. 3 NDAV vom 
Lieferanten oder Anschlussnutzer zu ersetzen. Werden die Kosten dem An-
schlussnehmer oder -nutzer in Rechnung gestellt, erfolgt dies pauschal ge-
mäß Preisblatt (separate Anlage). Die Pauschale muss einfach nachvoll-
ziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwar-
tenden Schaden nicht übersteigen. Dem Anschlussnehmer oder -nutzer ist 
der Nachweis, dass die Kosten überhaupt nicht entstanden oder niedriger 
entstanden sind, gestattet. 

8.2 Die Aufhebung der Unterbrechung setzt voraus, dass die Gründe für die Ein-
stellung vollumfänglich entfallen sind und wird vom Netzbetreiber von der 
Bezahlung der Unterbrechungs- und Wiederherstellungskosten abhängig 
gemacht. 

8.3 Ist die Durchführung einer Unterbrechung oder Wiederherstellung der Ver-
sorgung trotz ordnungsgemäßer Termin- und Ersatzterminankündigung un-
möglich, kann der Netz-betreiber dem Anschlussnehmer oder -nutzer, ge-
genüber dem die Ankündigung erfolgte, die dadurch entstehenden Kosten 
pauschaliert gemäß Preisblatt (Anlage 1) berechnen, es sei denn, der An-
schlussnehmer oder -nutzer hat die Umstände, die zur Entstehung dieser 
Kosten geführt haben, nicht zu vertreten. Die Pauschale muss einfach nach-
vollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu 
erwartenden Schaden nicht übersteigen. Der Anschlussnehmer oder -nutzer 
hat das Recht, nachzuweisen, dass Kosten überhaupt nicht entstanden oder 
wesentlich niedriger sind, als es die Pauschale ausweist. 

9. Verlegung von Mess- und Steuereinrichtungen 
Der Anschlussnehmer hat die Kosten für die Verlegung von Mess- und Steuer-
einrichtungen des Netzbetreibers gemäß § 22 Abs. 2 Satz 6 NDAV zu tragen. 
Diese sind dem Netzbetreiber pauschaliert zu erstatten. 

10. Zahlung und Verzug, Mahnkostenpauschale gemäß § 23 NDAV  
10.1 Rechnungen und Abschlagsforderungen des Netzbetreibers werden zwei 

Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. Bei Zahlungsverzug 
kann der Netzbetreiber, wenn er erneut zur Zahlung auffordert oder den Be-
trag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die dadurch entstandenen 
Kosten pauschal berechnen. Die Pauschale muss einfach nachvollziehbar 
sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Schaden nicht übersteigen. Der Anschlussnehmer/Anschlussnutzer hat das 
Recht, nachzuweisen, dass ein Verzugsschaden überhaupt nicht oder we-
sentlich niedriger entstanden ist, als es die Pauschale ausweist.  

10.2 Rechnungsbeträge und Abschläge sind für den Netzbetreiber kostenfrei zu 
entrichten. Maßgeblich für die rechtzeitige Erfüllung der Fälligkeitstermine 
ist der Eingang der Zahlung beim Netzbetreiber. 

 
11. Preisblatt siehe separater Anhang 

12. Datenschutz / Datenaustausch mit Auskunfteien / Widerspruchsrecht 
12.1 Verantwortlicher für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im 

Sinne der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist: Energie und Versor-
gung Butzbach GmbH, Himmrichsweg 2, 35510 Butzbach, Fax-Nr. 06033 
995-430, E-Mail info@evb-butzbach.de, Telefon: 06033 995-400. 

12.2 Der/Die Datenschutzbeauftragte des Lieferanten steht dem Kunden für Fra-
gen zur Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten unter Energie und 
Versorgung Butzbach GmbH, Himmrichsweg 2, 35510 Butzbach, Fax-Nr. 
06033 995-430, E-Mail info@evb-butzbach.de, Telefon: 06033 995-400 zur 
Verfügung. 

12.3 Der Lieferant verarbeitet personenbezogene Daten des Kunden (insbeson-
dere die Angaben des Kunden im Zusammenhang mit dem Vertragsschluss) 
zur Begründung, Durchführung und Beendigung des Energieliefervertrages 
sowie zum Zwecke der Direktwerbung und der Marktforschung nach Maß-
gabe der einschlägigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen (z. B. des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), insbesondere § 31 BDSG), des 
Messstellenbetriebsgesetzes (MsbG) sowie auf Grundlage der Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO), insbesondere Art. 6 Abs. 1 lit. b) und f). 
Zum Zwecke der Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder 
Beendigung eines Energieliefervertrages verarbeitet der Lieferant Wahr-
scheinlichkeitswerte für das zukünftige Zahlungsverhalten des Kunden (sog. 
Bonitäts-Scoring); in die Berechnung der Wahrscheinlichkeitswerte fließen 
unter anderem die Anschriftendaten des Kunden ein. Der Lieferant behält 
sich zudem vor, personenbezogene Daten über Forderungen gegen den 

Kunden bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 31 BDSG, Art. 6 lit. b) 
oder f) DSGVO an Auskunfteien zu übermitteln. 

12.4 Eine Offenlegung der personenbezogenen Daten des Kunden erfolgt – im 
Rahmen der in Ziffer 12.3 genannten Zwecke – ausschließlich gegenüber 
folgenden Empfängern bzw. Kategorien von Empfängern: Abrechnungs- 
oder IT-Dienstleister, dem betroffenen Kunden selbst bei entsprechendem 
Identitätsnachweis sowie Personen mit gültigen Vollmachten. 

12.5 Die personenbezogenen Daten des Kunden werden zur Begründung, 
Durchführung und Beendigung eines Energieliefervertrages und zur Wah-
rung der gesetzlichen Archivierungs- und Aufbewahrungspflichten (z. B. 
§ 257 HGB, § 147 AO) solange gespeichert, wie dies für die Erfüllung dieser 
Zwecke erforderlich ist. Zum Zwecke der Direktwerbung und der Marktfor-
schung werden die personenbezogenen Daten des Kunden solange gespei-
chert, wie ein überwiegendes rechtliches Interesse des Lieferanten an der 
Verarbeitung nach Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen 
besteht, längstens jedoch für eine Dauer von zwei Jahren über das Vertrags-
ende hinaus. 

12.6 Der Kunde hat gegenüber dem Lieferanten Rechte auf Auskunft, Berichti-
gung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und Datenübertragbarkeit 
nach Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, insbeson-
dere nach Art. 15 bis 20 DSGVO. 

12.7 Der Kunde kann jederzeit der Verarbeitung seiner Daten für Zwecke der Di-
rektwerbung und/oder der Marktforschung gegenüber dem Lieferanten wi-
dersprechen; telefonische Werbung durch den Lieferanten erfolgt zudem nur 
mit vorheriger ausdrücklicher Einwilligung des Kunden. 

12.8 Der Kunde hat das Recht, sich bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu be-
schweren, wenn er der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der ihn betreffen-
den personenbezogenen Daten gegen datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen verstößt. 

 

13. Hinweis zum Streitbeilegungsverfahren 
Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind 
ver-pflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Ver-
braucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistun-
gen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das 
Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie oder die Messung der Energie be-
treffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen 
ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind 
zu richten an: Energie und Versorgung Butzbach GmbH, Himmichsweg 2, 35510 
Butzbach, Telefon: 06033 / 995-400, E-Mail: info@evb-butzbach.de. 
Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG zur 
Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen 
der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeholfen hat oder erklärt 
hat, der Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. Das 
Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzu-
nehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt 
die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Betei-
ligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z.B. nach dem 
EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt.  
Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie 
e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: +49 (0) 30/2757240–0, Telefax: 
030/2757240-69, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de; Homepage: 
www.schlichtungsstelle-energie.de 
Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhältlich über den Ver-
braucherservice der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas, 
Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/ 22480-500 oder 01805 101000 (Mo.-
Fr. 9:00 Uhr - 12:00 Uhr), Telefax: 030/ 22480-323, E-Mail: verbraucherservice-
energie@bnetza.de. 
 

14. Steuern und Abgaben 
Auf alle festgelegten Preise und Kosten wird die Umsatzsteuer in der jeweiligen 
gesetzlich festgelegten Höhe berechnet. Sollte der Gesetzgeber darüber hinaus 
weitere Steuern und Abgaben festlegen, gilt diese Regelung entsprechend. 

15. Inkrafttreten 
Diese Ergänzenden Bedingungen zur NDAV treten am 01.01.2024 in Kraft. Sie 
ersetzen die Ergänzenden Bedingungen vom 01.01.2023. 
 
Butzbach, den 19.12.2023  
ENERGIE UND VERSORGUNG BUTZBACH GmbH 
  



 
Kundeninformationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) entfaltet seit dem 
25.05.2018 auch in Deutschland unmittelbare Rechtswirkungen. Als Ihr 
Grund-/Ersatzversorger möchten wir Sie über die Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten (z. B. Name, Anschrift, Energieverbrauch) im Rahmen 
der Energiebelieferung informieren.  
 

1. Wer ist für die Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten ver-
antwortlich und an wen kann ich mich bei Fragen wenden? 

 
Wir sind verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
im Sinne der DS-GVO. Sie erreichen uns unter: Energie und Versorgung 
Butzbach GmbH, Himmrichsweg 2, 35510 Butzbach, Fax-Nr. 06033 995-
430, E-Mail info@evb-butzbach.de, Telefon: 06033 995-400. 
 
Unser/e Datenschutzbeauftragte/r steht Ihnen für Fragen zur Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten unter Energie und Versorgung Butzbach 
GmbH,Himmrichsweg 2, 35510 Butzbach, Fax-Nr. 06033 995-430, E-Mail 
info@evb-butzbach.de, Telefon: 06033 995-400 gerne zur Verfügung.  
 

2. Welche Arten von personenbezogenen Daten werden von mir ver-
arbeitet? Zu welchen Zwecken und auf welcher Rechtsgrundlage 
erfolgt die Verarbeitung? 

 
Wir verarbeiten im Rahmen der Energiebelieferung folgende Arten perso-
nenbezogener Daten: 

 Name des Kunden 
 Adressdaten 
 Zählernummer 
 Angaben zum bisherigen Verbrauch 
 Lieferbeginn- und Lieferende 
 Telefonnummer, E-Mail-Adresse 
 Energieverbrauch / Messwerte 
 Identifikationsnummer der Marktlokation 
 Geburtsdatum 

 
Sofern als Zahlungsweise das SEPA-Lastschriftmandat gewählt wurde, er-
heben wir folgende weitere Angaben, um den Lastschrifteinzug durchzufüh-
ren sowie Gutschriften erstatten zu können: 

 Name des/der Kontoinhaber/s 
 Adressdaten des/der Kontoinhaber/s 
 Kreditinstitut 
 IBAN 
 

Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten werden zu den folgenden 
Zwecken auf folgender Rechtsgrundlage verarbeitet: 
 
 Erfüllung des Energieliefervertrags inkl. Abrechnung und/oder Durchfüh-

rung vorvertraglicher Maßnahmen, die auf Ihre Anfrage hin erfolgen, auf 
Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. b DS-GVO sowie der §§ 49 ff. des 
Messstellenbetriebsgesetzes (MsbG), 

 Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines 
Energieliefervertrags mit dem Kunden auf Grundlage von § 31 des Bun-
desdatenschutzgesetzes (BDSG); in die Berechnung der für die Entschei-
dung über die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines Ener-
gieliefervertrags verarbeiteten Wahrscheinlichkeitswerte für Ihr zukünfti-
ges Zahlungsverhalten (Scoring) fließen unter anderem Ihre Anschriften-
daten ein, 

 Direktwerbung und Marktforschung auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 
Buchst. a DS-GVO i. V. m. Ihrer Einwilligung sowie auf Grundlage des 
Art. 6 Abs. 1 Buchst. f DS-GVO und 

 Wahrung der gesetzlichen Archivierungs- und Aufbewahrungspflichten 
(z. B. § 257 HGB, § 147 AO) auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c 
DS-GVO. 

3. Erfolgt eine Offenlegung meiner personenbezogenen Daten gegen-
über anderen Stellen? 

 
Eine Offenlegung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt ausschließlich im 
Rahmen der unter 2. genannten Zwecke gegenüber folgenden Empfängern 
bzw. Kategorien von Empfängern: Auskunfteien, Abrechnungs- oder IT-
Dienstleister, Ihnen selbst bei entsprechendem Identitätsnachweis sowie 
Personen mit gültigen Vollmachten. 
 
 
 
 

4. Für welche Dauer werden meine personenbezogenen Daten gespei-
chert? 

 
Personenbezogene Daten werden zu den unter 2. genannten Zwecken so-
lange gespeichert, wie dies für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. 
Zum Zwecke der Direktwerbung und der Marktforschung werden Ihre perso-
nenbezogenen Daten solange gespeichert, wie ein überwiegendes rechtli-
ches Interesse unseres Unternehmens an der Verarbeitung nach Maßgabe 
der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen besteht, längstens jedoch für 
eine Dauer von zwei Jahren über das Vertragsende hinaus. 

5. Welche Rechte habe ich in Bezug auf die Verarbeitung meiner per-
sonenbezogenen Daten? 

 
Sie haben uns gegenüber nach der DS-GVO folgende Rechte hinsichtlich 
der Sie betreffenden personenbezogenen Daten: 
 
 Recht auf Auskunft über Ihre gespeicherten personenbezogene Daten 

(Art. 13 Abs. 2 Buchst. b DS-GVO), 

 Recht auf Berichtigung, wenn die Sie betreffenden gespeicherten Daten 
fehlerhaft, veraltet oder sonst wie unrichtig sind (Art. 13 Abs. 2 Buchst. b 
DS-GVO), 

 Recht auf Löschung, wenn die Speicherung unzulässig ist, der Zweck der 
Verarbeitung erfüllt und die Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist 
oder Sie Ihre Einwilligung widerrufen haben (Art. 13 Abs. 2 Buchst. b DS-
GVO), 

 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 
Buchst. a bis d DS-GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 13 
Abs. 2 Buchst. b DS-GVO), 

 Recht auf Übertragung der vom Kunden bereitgestellten ihn betreffenden 
personenbezogenen Daten (Art. 13 Abs. 2 Buchst. b DS-GVO), 

 Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, 
wenn die in Art. 21 DS-GVO genannten Voraussetzungen vorliegen. 
(Art. 13 Abs. 2 Buchst. b DS-GVO), 

 Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die 
Rechtmäßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten Verarbei-
tung nicht berührt (Art. 13 Abs. 2 Buchst. c DS-GVO) und 

 Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde (Art. 13 Abs. 2 
Buchst. d DS-GVO). 

Sie können jederzeit der Verarbeitung Ihrer Daten für Zwecke der Direktwer-
bung und/oder der Marktforschung uns gegenüber widersprechen; telefoni-
sche Werbung durch unser Haus erfolgt zudem nur mit Ihrer vorherigen aus-
drücklichen Einwilligung gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2 UWG. Den Widerspruch 
können Sie z. B. per Brief oder E-Mail an die unter 1. dargestellten Kontakt-
daten mitteilen. 
 
Sollten weitere Fragen auftreten, stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Energie und Versorgung Butzbach GmbH 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


